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Überweisungsvorschlag:
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Ausschuss für Wirtschaft und Technologie

Verabredet ist, hierzu eine Stunde zu debattieren. –
Dazu sehe und höre ich keinen Widerspruch. Dann ist
das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Bundes-
regierung dem Parlamentarischen Staatssekretär Dr. Ole
Schröder das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Ole Schröder, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Unsere wirtschaftliche Stärke und damit der
Wohlstand jedes Einzelnen von uns werden in Zukunft
noch stärker von der Innovationskraft und dem Wissen
der Menschen abhängen. Gerade aus diesem Grund stellt
der Fachkräftemangel auch eine Gefahr für unseren
Wohlstand dar.

Fachkräfte werden rar in Deutschland. Das liegt nicht
zuletzt an der Entwicklung unserer Geburtenrate. Aus
diesem Grund hat die Bundesregierung ein Konzept zur
Fachkräftesicherung vorgelegt, das im Wesentlichen drei
Ansätze verfolgt:

Zum Ersten ist es wichtig, dass wir die Menschen in
Deutschland dabei unterstützen, ihr Potenzial noch bes-
ser zur Entfaltung zu bringen. Wir wollen bessere Rah-
menbedingungen zur aktiven Teilnahme am Erwerbsle-
ben schaffen. Dazu gehört zum Beispiel, dass wir die
Anzahl der Schulabbrecher und derjenigen, die ihre Aus-
bildung abbrechen, reduzieren und natürlich eine bessere
Vereinbarkeit von Beruf und Familie ermöglichen, und
wir müssen dafür sorgen, dass gerade ältere Menschen
bessere Chancen auf dem Arbeitsmarkt haben.

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Dann fangen 
Sie mal an!)

Zweitens. Neben diesen heimischen Fachkräften soll-
ten wir auch nicht vergessen, dass es innerhalb Europas,
also innerhalb des Binnenmarktes, viele gut ausgebildete
junge Menschen gibt, deren Potenzial wir hier in
Deutschland ebenfalls nutzen können.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Denken wir nur an die hohe Arbeitslosigkeit von jungen
Menschen, auch Akademikern, in den südlichen Mit-
gliedstaaten! In Spanien beträgt die Jugendarbeitslosig-
keit über 40 Prozent. Dort wird jetzt schon von einer ver-
lorenen Generation gesprochen.

Wir können zum Gewinn aller dafür sorgen, dass
diese Menschen hier in Deutschland eine Chance haben.

Die Unternehmerinnen und Unternehmer sollten ihren
Blick auch darauf richten, diesen jungen Europäern in
Deutschland die Möglichkeit zu bieten, eine Ausbildung
zu machen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Aufgrund der kulturellen Nähe haben wir hier natürlich
auch weniger Probleme im Bereich der Integration.

Als dritte Möglichkeit sollten wir schließlich auch auf
das Potenzial der Menschen zurückgreifen, deren Wis-
sen auf der ganzen Welt gefragt ist. 

Wir wollen heute darüber sprechen, wie unser Land
für die hochqualifizierten Arbeitskräfte aus Staaten au-
ßerhalb Europas attraktiver werden kann, die sich hier
integrieren möchten und hier arbeiten wollen.

(Aydan Özoğuz [SPD]: Wir wollen ja auch, 
dass sie kommen!)

Dazu ist es notwendig, dass wir uns in diese Menschen
hineinversetzen, die ihr Glück woanders suchen und be-
reit sind, in einem anderen Land zu arbeiten.

Welche Erwartungen hat ein Hochqualifizierter? Wel-
che Erwartungen hätte jeder Einzelne von uns? Wir sind
ja auch Hochqualifizierte, denke ich, wenn ich in die
Runde blicke. Welche Erwartungen hätte jeder Einzelne
von Ihnen an seinen künftigen Arbeitgeber und an die
Lebensbedingungen vor Ort? Ginge es Ihnen um Gehalt,
Vertragslaufzeiten, Aufstiegschancen und die Erlernbar-
keit der Sprache oder vielleicht um das Klima? Viel-
leicht ginge es Ihnen auch nur um Freizeitmöglichkeiten,
was ja auch wichtig ist. Sicherlich wäre es Ihnen wich-
tig, ob Ihre Familie mit nach Deutschland kommen kann,
ob Ihr Ehepartner ebenfalls arbeiten darf oder ob Sie be-
reits Menschen im Zielland kennen.

(Aydan Özoğuz [SPD]: Das sind ja jetzt keine 
neuen Erkenntnisse!)

Welche Unterstützung würden Sie sich wünschen, wenn
Sie in ein anderes Land gehen? „Bin ich dort willkom-
men?“, würden Sie sich fragen.

(Memet Kilic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Gute Frage! Wie antworten Sie? – Aydan
Özoğuz [SPD]: Jetzt sollte auch eine Antwort
kommen!)

Wir sprechen von einer Willkommenskultur, die für ein
Land notwendig ist, um attraktiv zu sein. Kurzum: Wo-
von würden Sie Ihre Entscheidung abhängig machen?

Unter den von mir genannten Faktoren – sie waren
ungeordnet – gibt es viele, die wir als Gesetzgeber be-
rücksichtigen müssen, die wir aber nicht selbst beein-
flussen können. Das gilt selbstverständlich für das Klima
und die geografische Lage. Andere Faktoren wie das Ge-
halt oder die Arbeitsbedingungen bestimmen in erster
Linie die Unternehmen zusammen mit den Gewerk-
schaften.

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Kommen Sie 
mal zum Thema!)
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Wir können und müssen als Gesetzgeber aber regeln,
unter welchen Voraussetzungen jemand kommen kann,
und damit die Entscheidung eines Zuwanderers positiv
oder negativ beeinflussen. Genau deshalb führen wir die
sogenannte Bluecard EU, die Blaue Karte EU, ein. Sie
richtet sich an Hochqualifizierte. Zuwanderung in die
Sozialsysteme wollen wir damit ausschließen.

Wir verlangen ein abgeschlossenes Hochschulstu-
dium. Die Gehaltsuntergrenze von knapp 45 000 Euro
macht es auch für hochqualifizierte Berufseinsteiger in-
teressant. In sogenannten Mangelberufen, in denen wir
besonders dringend Fachkräfte brauchen, zum Beispiel
Ärzte oder Ingenieure, liegt die Gehaltsuntergrenze bei
rund 35 000 Euro.

Zu den entscheidenden Bedingungen gehören aber
auch die Perspektiven für Ehepartner und Familie. Ehe-
gatten von Inhabern der Blauen Karte dürfen ebenfalls
von Anfang an arbeiten. Auf den Nachweis von Sprach-
kenntnissen verzichten wir. Denn wir gehen davon aus,
dass diese Hochqualifizierten das selbst in die Hand neh-
men werden, weil sie hier von Anfang an aktiv am Ar-
beitsleben teilnehmen.

Die Blaue Karte EU rundet damit unser Gesamtkon-
zept der Arbeitsmigration ab. Sie bettet sich ein zwi-
schen dem Aufenthaltstitel für geringer Qualifizierte, de-
nen wir nur einen befristeten Aufenthaltstitel gewähren,
und dem für Höchstqualifizierte, die ab dem ersten Tag,
an dem sie bei uns sind, einen dauerhaften Aufenthaltsti-
tel, also eine Niederlassungserlaubnis, erhalten.

Außerhalb der Blauen Karte schaffen wir weitere Vo-
raussetzungen, um Migranten, die bei uns ausgebildet
wurden, auch hier zu halten.

(Daniela Kolbe [Leipzig] [SPD]: Das hat die 
SPD beschlossen!)

Denn es macht keinen Sinn, in die Ausbildung dieser
Menschen zu investieren, um sie danach gleich wieder
nach Hause zu schicken. So haben Absolventen deut-
scher Hochschulen ein Jahr lang Zeit für die Arbeits-
platzsuche. Sie dürfen während dieser Zeit zum Beispiel
durch Aushilfsjobs ihren Lebensunterhalt verdienen. Ich
denke dabei beispielsweise an einen Biologen, der sein
Diplomstudium abgeschlossen hat und für den Zeitraum
der Arbeitsplatzsuche, nämlich ein Jahr lang, weiter in
dem Job bleiben darf, in dem er als Student gearbeitet
hat, bis er eine adäquate Beschäftigung gefunden hat. 

Ein Daueraufenthaltsrecht gibt es bereits nach zwei
Jahren, wenn sie sich in ihrem erlernten Beruf etabliert
haben.

In Deutschland spielt das duale Ausbildungssystem
eine besondere Rolle für unsere Wirtschaft. Wir wissen:
Ein in Deutschland ausgebildeter Geselle kann häufig
mehr als viele Absolventen von Hochschulen im Aus-
land. Daher ist es folgerichtig, dass wir dafür sorgen,
dass auch Ausländer, die hier bei uns eine Berufsausbil-
dung abgeschlossen haben, bleiben dürfen, um in ihrem
erlernten Beruf zu arbeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Damit werden gerade die Branchen und Regionen ge-
stärkt, die schon jetzt Probleme haben, Ausbildungs-
plätze zu besetzen. Wir senden damit klare Signale an
ambitionierte internationale Fachkräfte außerhalb Euro-
pas. Die Botschaft lautet: Ihr werdet gebraucht, ihr seid
mit euren Angehörigen willkommen, und ihr habt eine
Zukunft in Deutschland! Wir wollen weltoffen und at-
traktiv für die klügsten Köpfe auf der Welt sein.

Ich möchte mit einem Zitat der Bundeskanzlerin
schließen, die anlässlich der Gedenkveranstaltung am
23. Februar 2012 Folgendes zur Geschichte unseres Lan-
des sagte – ich zitiere –:

Denn es ist auch eine Geschichte der Auswande-
rung und der Zuwanderung. So wurden Brücken in
alle Welt geschlagen. Seinen Wohlstand verdankt
Deutschland zu einem guten Teil seiner Weltoffen-
heit und seiner Neugier auf andere.

Ich finde, das fasst gut zusammen, was wir vorhaben.

Ich bin dankbar für die zahlreichen konstruktiven An-
regungen vieler Beteiligter, insbesondere der Länder. Ich
bin davon überzeugt, dass hiervon im parlamentarischen
Verfahren noch einiges bedacht und aufgenommen wer-
den wird und dass wir am Ende zu einem hervorragen-
den Ergebnis kommen werden, das unser Land für Men-
schen, die bei uns arbeiten wollen, zwar sicherlich nicht
attraktiver machen kann, mit dem aber bürokratische
Hürden, die es bisher gab, abgebaut werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Daniela Kolbe hat jetzt das Wort für die SPD-Frak-

tion.

(Beifall bei der SPD)

Daniela Kolbe (Leipzig) (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen

und Kollegen! Von der Bundesregierung liegt heute ein
Gesetzentwurf zur Umsetzung der EU-Bluecard-Richtli-
nie vor. Das ist zunächst einmal sehr begrüßenswert; im-
merhin sind wir mit der Umsetzung schon ein wenig in
Verzug.

Es ist natürlich sinnvoll, den Zuzug von Hochqualifi-
zierten aus Drittstaaten in Europa einheitlich zu gestal-
ten. Unabhängig von dieser Debatte wäre es sinnvoll
und, ich denke, auch notwendig, in diesem Hohen Hause
noch viel mehr darüber zu sprechen, wie qualifizierte
Fachkräfte nach Deutschland zuwandern können und an
welchen der verschiedenen Stellschrauben wir diesbe-
züglich drehen wollen.

Bei prinzipieller Übereinstimmung, dass das Ziel
richtig und wichtig ist, bleiben wir bei einer ganz deutli-
chen Kritik an Ihrer Umsetzung. Denn Ihr Gesetzent-
wurf beinhaltet nur ein einziges Rezept. Es besteht, kurz
zusammengefasst, darin, die Mindestverdiensthöhen für
qualifizierte Zuwanderer abzusenken.

(Hartfrid Wolff [Rems-Murr] [FDP]: Finden
Sie das schlecht, Frau Kolbe? Das wundert
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mich, Frau Kollegin! – Tankred Schipanski
[CDU/CSU]: Lesen Sie noch mal nach, Frau
Kolbe! Da steht noch ein bisschen mehr drin!)

Die erforderliche Höhe des Jahresgehaltes bei einem Ar-
beitsplatz, den ein Zuwanderer in Deutschland antreten
möchte, soll gering sein – darüber werden wir uns noch
streiten können –; das ist auch das Mantra der Arbeitge-
ber. An manchen Stellen finden wir das durchaus richtig.
Bei Ihrem Gesetzentwurf haben wir aber an einer Stelle
politisch größte Bedenken.

Ich habe den Gesetzentwurf gelesen. Die Mindestver-
diensthöhe scheint die einzige Schraube zu sein, an der
Sie drehen wollen; Sie wollen sie absenken. Das geht
uns auf der einen Seite zu weit, und zwar aus formalen
Gründen, weil Sie aus unserer Sicht das durch die Richt-
linie erlaubte Maß unterschreiten – darauf komme ich
gleich noch zurück – und weil Sie die Grenze bei den
Mangelberufen so weit absenken, dass wir es für poli-
tisch äußerst bedenklich halten. Auf der anderen Seite
geht es uns nicht weit genug, weil Sie verschiedene an-
dere Stellschrauben bei der Zuwanderung außer Acht
lassen und nicht nutzen.

Was meine ich, wenn ich sage, dass Sie über das er-
laubte Maß hinausgehen? Was steht in der Richtlinie, die
Sie hier umsetzen? Art. 5 Abs. 3 der Richtlinie fordert
ein Mindestgehalt von mindestens dem Anderthalbfa-
chen des durchschnittlichen Bruttojahresgehalts in dem
betreffenden Mitgliedstaat. Das durchschnittliche Jah-
resgehalt in Deutschland beträgt offiziell 31 144 Euro.
Das Anderthalbfache hiervon sind 46 716 Euro. In Ih-
rem Gesetzentwurf wird das Mindestgehalt anders fest-
gesetzt. Das ist legitim; das kann jede Regierung
machen, wie sie möchte. Sie setzen zwei Drittel der
Beitragsbemessungsgrenze an und kommen auf
44 800 Euro. Dieser Betrag liegt um fast 2 000 Euro un-
ter der Grenze, die von Europa als Minimum angegeben
worden ist.

Noch gravierender ist diese Unterschreitung, wenn
wir uns den Bereich anschauen, der in Art. 5 Abs. 5 der
Richtlinie behandelt wird. Dort geht es um Mangelbe-
rufe. Die Richtlinie besagt, dass man die Verdienst-
grenze bei Mangelberufen noch weiter senken kann,
jedoch maximal bis auf das 1,2-Fache des durchschnittli-
chen Jahresbruttogehalts. Für Deutschland sind das etwa
37 400 Euro. In Ihrem Gesetzentwurf legen Sie als
Grenze die Hälfte der Beitragsbemessungsgrenze fest.
Das sind 33 600 Euro. Das liegt um fast 4 000 Euro un-
ter der von Europa festgelegten Untergrenze. Wenn man
sich die Verdienstzahlen, die für 2012 vorab berechnet
worden sind – darin sind die Lohnsteigerungen eingear-
beitet –, anschaut, dann stellt man fest, dass Ihr Wert so-
gar fast 5 000 Euro unter dem Schwellenwert liegt, den
die EU vorgibt. Ich persönlich halte das, was Sie uns hier
vorlegen, für europarechtswidrig. Ich denke, dass wir
darüber im Ausschuss noch einmal sprechen sollten. Sie
wollen sicher nicht, dass wir Gesetzentwürfe verabschie-
den, die europarechtswidrig sind.

(Beifall bei der SPD)

Wir halten die Gehaltsgrenze für Mangelberufe im
Übrigen auch politisch für äußerst kritikwürdig. Die
Richtlinie erlaubt die Absenkung bis auf das 1,2-Fache;
sie verpflichtet aber nicht dazu. Sie schöpfen mit der Ab-
senkung das Maximum aus; Sie unterschreiten das Zu-
lässige sogar deutlich, wie ich eben ausgeführt habe. Aus
unserer Sicht birgt das die Gefahr des Lohndumpings in
hochqualifizierten Berufen. Wir reden hier über Inge-
nieure, Mathematiker und Naturwissenschaftler.
Schauen Sie sich einmal an, wie hoch das Einstiegsge-
halt eines Akademikers ist. Nach Entgeltgruppe 13
Stufe 1 TVöD liegt das Gehalt eines Berufseinsteigers
bei 39 200 Euro. Aus unserer Sicht besteht kein Bedarf,
bei Mangelberufen die Gehaltsschraube derart nach un-
ten zu drehen.

Im Übrigen – das ist ein weiterer Punkt – bietet das
Aufenthaltsgesetz noch ganz andere Möglichkeiten,
etwa bei der Vorrangprüfung. Die Vorrangprüfung ist für
viele Unternehmen, die qualifizierte Zuwanderer nach
Deutschland holen wollen – das ist schon jetzt möglich,
ohne die Gehaltsschwellen, von denen hier die Rede ist –,
genau das Problem. Sie ist für viele Unternehmen unkal-
kulierbar und stellt ein großes Hindernis dar. Das wäre
ein Punkt, über den politisch ins Gespräch zu kommen,
ich mir wünschen würde. Dieses Hindernis müssen wir
beseitigen.

(Beifall bei der SPD – Hartfrid Wolff [Rems-
Murr] [FDP]: Bundeskanzler Schröder ver-
stärkte die Vorrangprüfung!)

Sie haben angesprochen, dass es Punkte gibt, die über
die Umsetzung der Richtlinie hinausgehen. Dazu werden
Kollegen von mir noch etwas ausführen. Mir ist aufge-
fallen, dass Sie an einer weiteren Stelle an der Gehalts-
schraube drehen, und zwar im Bereich der besonders
hoch Qualifizierten, die sofort eine Niederlassungser-
laubnis bekommen. Die Gehaltsschwelle soll jetzt auf
48 000 Euro gesenkt werden. Das halten wir für poli-
tisch unproblematisch. Das kann man so machen. Aller-
dings ist das eigentlich eine Ausnahmeregelung für be-
sonders hoch Qualifizierte gewesen. Ursprünglich waren
84 000 Euro die Gehaltsgrenze; jetzt sind wir bei
48 000 Euro. Die Frage ist, ob das der Hebel ist, den wir
ansetzen sollten, da hier die Niederlassungserlaubnis so-
fort und ohne eine Vorrangprüfung erteilt wird.

Wir sehen ganz viele andere Stellschrauben, an denen
man drehen könnte, sei es bei der Frage der Vorrangprü-
fung in § 18 des Aufenthaltsgesetzes oder sei es bei der
Frage der Studierenden; auch da würden wir an anderen
Stellschrauben drehen. Die Frage des Punktesystems
halten wir für nicht ausdiskutiert. Das ist für uns eine
durchaus überlegenswerte Idee. 

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Beim Punk-
tesystem klatscht noch nicht einmal Ihre Frak-
tion! Da müssen Sie ja großen Rückhalt ha-
ben!)

Wir legen deshalb einen Antrag vor, um Ihnen zu zeigen,
welche Stellschrauben es noch gibt. Ich hoffe, dass wir
darüber gemeinsam im Ausschuss beraten können.
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In diesem Sinne: Diesen Gesetzentwurf, den Sie hier
vorgelegt haben, halten wir für nicht zustimmungsfähig.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:

Hartfrid Wolff hat jetzt das Wort für die FDP-Frak-
tion.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Eine

effiziente und interessengeleitete Steuerung der Zuwan-
derung ist das Gebot der Stunde. Statt durch bürokrati-
sche Hemmnisse wollen wir die Zuwanderung sinnvoll
und interessengeleitet steuern. Eine bessere Zuwande-
rungssteuerung ist nicht nur Bestandteil des Koalitions-
vertrages; sie wird zur Sicherung der Wettbewerbsfähig-
keit Deutschlands von CDU/CSU und FDP Schritt für
Schritt in die Tat umgesetzt. Die EU-Richtlinie zur
Hochqualifiziertenzuwanderung und zur Blauen Karte
bietet jetzt einen neuen Anlass, den nächsten, weiter ge-
henden Schritt zur Umsetzung dieses Konzepts der Ko-
alition zu tun.

Die Einstellung von ausländischen Hochqualifizierten
und Fachkräften sorgt für weitere Investitionen in Ar-
beitsplätze und ist für die Wettbewerbsfähigkeit unserer
Unternehmen wichtig. Deutschland braucht qualifizierte
Fachkräfte, Forscher und Entwickler und auch Unter-
nehmer aus dem Ausland.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Manuel Höferlin [FDP]: Darf
man nicht vergessen! – Aydan Özoğuz [SPD]:
Das ist mal die richtige Perspektive!)

Dabei stehen – auch das darf man nicht vergessen –
die EU-Staaten in einem starken Wettbewerb um die
klügsten Köpfe. Diesen Wettbewerb nehmen wir mit ei-
ner verbesserten Zuwanderungssteuerung auch an. Des-
halb müssen ergänzende Zuwanderungsregelungen in
den Mitgliedstaaten geschaffen werden; sie dürfen nicht
nur in Brüssel erarbeitet werden. Das gewährleisten die
Richtlinie und auch die von uns vorgeschlagene Umset-
zung. Die EU-Richtlinie betrifft viele Bereiche des Auf-
enthaltsrechts. Den darüber hinausgehenden Anpas-
sungsbedarf wollen wir konstruktiv und auch progressiv
nutzen.

(Aydan Özoğuz [SPD]: Das müssen Sie dem 
Herrn Schröder noch sagen!)

Wir wollen die Hochqualifiziertenzuwanderung ent-
bürokratisieren, beschleunigen und auch vereinfachen.
Wir wollen zugleich zusätzliche Integrationsanreize
schaffen. Wir wollen über die eigentliche Richtlinienum-
setzung hinaus auch das deutsche Zuwanderungsrecht
modernisieren und den Bedürfnissen einer global ver-
netzten Gesellschaft besser anpassen.

(Aydan Özoğuz [SPD]: Davon haben wir eben 
nichts gehört!)

Dabei werden wir darauf achten, dass die Öffnung für
Hochqualifizierte nicht missbraucht wird oder die Tore
zu einem ruinösen Niedriglohnwettbewerb öffnet.

Die Umsetzung der Hochqualifizierten-Richtlinie
zielt auf einen gemeinsamen Aufenthaltstitel für Hoch-
qualifizierte auf EU-Ebene ab, der attraktiv ausgestaltet
ist, um die Migration von Hochqualifizierten zu erleich-
tern und zu fördern. Zu diesem Zweck wird ein neuer
Aufenthaltstitel „Blaue Karte EU“ für Ausländer mit
akademischem oder diesem gleichwertigen Qualifika-
tionsniveau und einem bestimmten Mindestgehalt in die
Bestimmungen des Aufenthaltsgesetzes aufgenommen.
Darüber hinaus sind Begleit- und Folgeregelungen, ins-
besondere in Bezug auf den Arbeitsmarktzugang, den
Arbeitsplatzwechsel und den Familiennachzug, notwen-
dig.

Meine Damen und Herren, unser Gesetzentwurf dient
aber nicht nur der Umsetzung der Richtlinie. Zusätzlich
zielt der Gesetzentwurf darauf ab, die Möglichkeiten zur
Beschäftigungsaufnahme ausländischer Absolventen
deutscher Hochschulen nach dem Studienabschluss zu
verbessern und den dauerhaften Zuzug von hochqualifi-
zierten Fachkräften, für die auf dem deutschen Arbeits-
markt ein großer Bedarf besteht, zu erleichtern. Um den
dauerhaften Zuzug von Hochqualifizierten nach
Deutschland attraktiver zu gestalten, senken wir die Ge-
haltsschwelle, und zwar ziemlich deutlich. Wir haben in
der Koalition noch weitere Vorschläge erarbeitet, die wir
im Ausschuss in den vorliegenden Gesetzentwurf ein-
fließen lassen werden.

Anders als es manchmal in der Öffentlichkeit darge-
stellt wird, hat diese Koalition zu einem sehr konstrukti-
ven und fortschrittlichen Verhandlungsprozess in der Zu-
wanderungspolitik gefunden.

(Memet Kilic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das habe ich anders in Erinnerung!)

Diese Koalition setzt verhältnismäßig leise und unaufge-
regt einen Kurswechsel in der Zuwanderungspolitik um:
Wir fördern und fordern, ohne ideologische Scheuklap-
pen, integrations- und arbeitsmarktorientiert.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Migration und Integration stellen Deutschland vor
neue Herausforderungen. Sie bieten aber auch neue
Chancen. Die Koalition setzt Zug um Zug eine konse-
quente Steuerung der Zuwanderung nach Deutschland
und eine aktive Integrationspolitik um.

Wir wollen eine neue Kultur des Willkommens, die
nicht falsche Versprechungen auf Kosten anderer Leute
macht, sondern Chancen und Perspektiven eröffnet: für
die, die eben nicht nur „territorial“ nach Deutschland
kommen, sondern auch in unserem Land mit seiner Kul-
tur sowie unserer Gesellschaft mit ihren Grundwerten
ankommen wollen.

Wir halten es im Gegensatz zu den Grünen oder Lin-
ken nicht für unzumutbar, Deutsch zu lernen, sondern
wollen Anreize dafür setzen. Wir wollen fördern und
fordern.
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(Beifall bei der FDP  und der CDU/CSU –
Josef Philip Winkler [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Wir haben doch die Deutschkurse
eingeführt! – Swen Schulz [Spandau] [SPD]:
Wer hat denn die Integrationskurse einge-
führt?)

Darüber hinaus halten wir Zuwanderer nicht für bemit-
leidenswerte und unfähige Menschen, sondern für Leis-
tungsträger, deren Anstrengungen für ein Miteinander
auch honoriert werden.

Statt des Verzichts auf Integrationsanforderungen
muss Deutschland in der Integrationspolitik endlich po-
sitiv denken. Unsere Gesellschaft, die ganze Nation wird
durch Zuwanderung bereichert. Wissen ist längst inter-
national. Forschung und Entwicklung machen nicht vor
Grenzen halt, und die deutsche Wirtschaft ist auf allen
Märkten der Welt aktiv. Der Arbeitsmarkt für Fachkräfte
ist schon längst international.

Zuwanderung von Hochqualifizierten schafft Arbeits-
plätze und erweitert den gesellschaftlichen Horizont.
Deutschland verändert sich. Wir gestalten mit der christ-
lich-liberalen Bundesregierung diese Veränderungen –
ohne ideologischen Ballast und vorurteilsfrei.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat jetzt Ulla Jelpke für die Fraktion Die

Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Ulla Jelpke (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wie wir

schon gehört haben, hat die Bundesregierung hier einen
Gesetzentwurf zur Umsetzung der Bluecard-Richtlinie
der Europäischen Union vorgelegt. Geregelt werden soll
damit die Einwanderung von hochqualifizierten Arbeits-
kräften.

Diese Richtlinie ist im Übrigen seit zweieinhalb Jah-
ren in Kraft und hätte seit Juni 2011 in nationales Recht
umgesetzt werden müssen. Warum das so lange gedauert
hat, ist uns völlig unklar.

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Das erklä-
ren wir Ihnen!)

Denn nach der Gesetzesbegründung werden allenfalls
3 500 Menschen pro Jahr einen neuen Aufenthaltstitel
durch diese Regelung erhalten. Darunter werden viele
Menschen sein, die bereits nach den geltenden Regelun-
gen für Hochqualifizierte einwandern konnten. Trotz
dieser geringen Erwartungen an die Zahl der Einwande-
rungswilligen spricht der Gesetzentwurf von einem
Fachkräftemangel in Deutschland.

Die Bundesregierung hat im vergangenen Bundes-
haushalt die Leistungen zur Eingliederung in Arbeit um
900 Millionen Euro und die Beteiligung des Bundes an
den Kosten der Arbeitsförderung um 800 Millionen Euro
gekürzt.

(Hartfrid Wolff [Rems-Murr] [FDP]: Die Ar-
beitslosigkeit ist aber auch deutlich gesunken,
Frau Kollegin! – Gegenruf des Abg. Tankred
Schipanski [CDU/CSU]: Nur nicht bei den
Linken!)

Die Kürzung bei den Arbeitsmarktinstrumenten beträgt
rund 25 Prozent. Sie beklagen also einerseits Fachkräfte-
mangel und streichen andererseits Mittel für Qualifizie-
rungsmaßnahmen. Das ist absolut absurd.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Uwe Schummer [CDU/CSU]:
Jetzt kommt die Vermögensteuer! – Tankred
Schipanski [CDU/CSU]: Besuchen Sie mal die
Unternehmen und nicht nur die Gewerkschaf-
ten!)

Meine Damen und Herren, seit Jahren wird von Un-
ternehmen und Politikern der angeblich drohende Fach-
kräftemangel beklagt. Zugleich gibt Deutschland seit
Jahren weniger Geld für Ausbildung aus als der Durch-
schnitt der anderen OECD-Länder. Das Ergebnis spie-
gelt sich in vergleichsweise geringen Absolventenzahlen
wider: Nur ein Viertel eines Jahrgangs hat in den vergan-
genen Jahren einen Hochschulabschluss erworben. In
den OECD-Staaten waren es fast 40 Prozent.

An dieser Stelle müsste die Regierung ansetzen. Das
Bildungssystem in Deutschland muss für Menschen aus
armen Familien durchlässiger werden.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Statt früher Selektion in unterschiedliche Schultypen
brauchen wir eine bedarfsorientierte Bildungsförderung.
Doch stattdessen setzen Union und FDP in den Ländern
auf den Erhalt von Hauptschulen und auf Studiengebüh-
ren an den Universitäten.

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Bleiben Sie 
mal beim Thema!)

Sie selbst produzieren den Fachkräftemangel, den Sie
vorgeblich bekämpfen wollen.

Meine Damen und Herren, die Diskussion um den
Fachkräftemangel ist ein durchsichtiges Manöver.

(Uwe Schummer [CDU/CSU]: Quatsch!)

So wollen Unternehmen durch den Zugriff auf ein höhe-
res Arbeitskräftepotenzial den Druck auf die inländi-
schen Löhne und Gehälter verstärken. Offensichtlich
sind die deutschen Unternehmer nicht gewillt, den hier
ausgebildeten Fachkräften ausreichende Vergütungen
und Arbeitsbedingungen zu bieten.

(Hartfrid Wolff [Rems-Murr] [FDP]: Wann ha-
ben Sie das letzte Mal mit einem Unternehmer
gesprochen?)

Besonders absurd ist es,

(Zuruf von der FDP: Wo sind denn die 
Fachkräfte?)

wie Sie versuchen, Fachkräfte zu werben. Alle Fachleute
sagen im Übrigen: Die Hochqualifizierten kommen
nicht, weil sie sich in Deutschland nicht willkommen
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fühlen. Das ist auch kein Wunder. Schließlich machen
mordende Nazis auch im Ausland Schlagzeilen.

(Beifall bei der LINKEN – Uwe Schummer 
[CDU/CSU]: Wovon träumen Sie nachts?)

Es sind auch die komplizierten und restriktiven auf-
enthaltsrechtlichen Bestimmungen, die Ausländer von
der Einwanderung nach Deutschland abhalten. Da setzt
die Koalition mit diesem Gesetzentwurf sogar noch ei-
nen drauf. Selbst für gebildete Deutsche ist dieses auf-
enthaltsrechtliche Kauderwelsch nur schwer nachvoll-
ziehbar. Statt neuer Regelungen im Detail brauchen wir
eine klare Verschlankung des gesamten Aufenthalts-
rechts.

Die Linke sagt: Wer Fachkräfte haben will, der muss
sie ausbilden und sie gemäß ihrer Qualifikation bezah-
len.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn es wirklich einen Fachkräftemangel in Deutsch-
land gibt, dann ist er hausgemacht. Was Sie mit der
Fachkräfteanwerbung machen, ist nichts anderes, als die
Bildungs- und Ausbildungskosten auf andere Länder
dieser Welt abzuwälzen. Das ist nichts anderes als neo-
koloniale Ausbeutung.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN – La-
chen bei der CDU/CSU und der FDP)

– Ja, so ist es.

(Hartfrid Wolff [Rems-Murr] [FDP]: Fidel 
Castro lässt grüßen! Mein Gott!)

Daran wird auch die Bestimmung nichts ändern, wo-
nach das Arbeitsministerium durch Rechtsverordnung
Berufe bestimmen kann – ich zitiere –,

in denen für Angehörige bestimmter Staaten die Er-
teilung einer Blauen Karte EU zu versagen ist, weil
im Herkunftsland ein Mangel an qualifizierten Ar-
beitnehmern in diesen Berufsgruppen besteht.

Das ist reine Augenwischerei. Denn Fakt ist: In der
Realität werden sich interessierte Unternehmen ihre Be-
schäftigten dann eben auf anderer Rechtsgrundlage ho-
len können.

Wer für die Menschen in der Bundesrepublik etwas
tun will, muss endlich eine Ausbildungsplatzumlage und
einen gesetzlichen Mindestlohn einführen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das vorhandene Geld muss in Ausbildungs-, Bildungs-
und Arbeitsmarktförderung fließen statt in milliarden-
schwere Bankenrettungspakete. Wer etwas für die Men-
schen in den sogenannten Entwicklungsländern tun will,
muss in die soziale, ökologische und demokratische Ent-
wicklung dieser Länder investieren – und darf nicht noch
die Leute, die dort qualifiziert wurden, abziehen – und
nicht in Kriege und eine immer effektivere Abschottung
Deutschlands.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN –
Gisela Piltz [FDP]: Bei dieser Rede klatscht
nicht einmal die Linke komplett! Ich verstehe
sie auch!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Memet Kilic hat das Wort für Bündnis 90/Die Grü-

nen.

Memet Kilic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Liebe geschätzte Frau Kollegin Jelpke, ich
dachte eigentlich, dass Ihre Partei die Grenzen aufheben
möchte. Ich stelle aber fest, dass Sie gegen die Einwan-
derung von Hochqualifizierten sind. Ich weiß nicht, ob
Sie Deutschland unter eine Glocke stellen und luftdicht
verschließen wollen. Das ist sicherlich nicht im Interesse
der Migranten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der FDP)

Mit der Blauen Karte setzt die Bundesregierung nur
halbherzig und sehr verspätet die Vorgaben der EU um.
Die Frist für ihre Umsetzung war der 19. Juni letzten
Jahres. Wer so lahm arbeitet wie die Bundesregierung,

(Hartfrid Wolff [Rems-Murr] [FDP]: Aber 
Qualität, Herr Kollege!)

der soll sich nicht wundern, wenn der Zug schon abge-
fahren ist. Laut dem aktuellen Gutachten der Experten-
kommission Forschung und Innovation fehlen Deutsch-
land in Kürze Zehntausende Akademiker. Dabei haben
Sie, Frau Bundeskanzlerin, einst die Bildungsrepublik
ausgerufen. Was ist davon übrig geblieben? Erfolge sind
ausgeblieben; die Alarmglocken läuten. Wenn nicht radi-
kal gegengesteuert wird,

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Wir steuern 
doch gegen!)

gehen uns die Akademiker und Fachkräfte aus.

Die Bundesregierung scheut aber den notwendigen
Systemwechsel. Sie hat Angst vor ihrem eigenen Schat-
ten. Sie sorgt nicht für ein offenes und transparentes Ver-
fahren, sondern weitet unbeholfen die Ausnahmen zum
Anwerbestopp immer weiter aus. Um für qualifizierte
Einwanderer interessant zu werden, muss sich das politi-
sche und gesellschaftliche Klima ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Grundlagen dafür sind: erstens eine sichere aufenthalts-
rechtliche Perspektive, zweitens ein einladendes Einbür-
gerungsrecht und drittens das effektive Eintreten gegen
Rassismus.

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Alles erfüllt 
in dem Gesetzentwurf!)

– Mit diesem Gesetzentwurf bleibt die Bundesregierung
weit mehr hinter den Anforderungen zurück, als Sie ver-
muten, Herr Kollege.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Aydan Özoğuz [SPD])

Die Richtlinie der EU sieht die Möglichkeit vor, die
Blaue Karte auch auf Personen mit qualifizierter Berufs-
ausbildung und mit fünfjähriger Berufserfahrung auszu-
weiten. In dem Entwurf der Bundesregierung findet sich
keine Spur davon. Der Gesetzentwurf ist ungenügend,

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Das muss der 
Kollege Uhl gleich alles richtigstellen!)

juristisch mangelhaft und wird selbst innerhalb der Ko-
alitionsfraktionen als rechtlich unhaltbar bewertet. Darin
wird vorgesehen, dass Einwanderer ihr Aufenthaltsrecht
wieder verlieren, wenn sie innerhalb der ersten drei
Jahre Sozialleistungen beziehen.

(Hartfrid Wolff [Rems-Murr] [FDP]: Lesen 
Sie einmal den Gesetzentwurf!)

Eine Niederlassungserlaubnis nur unter Vorbehalt zu er-
teilen, verstößt gegen eine Säule unseres Zuwanderungs-
rechts.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Nach dem Grundsatz des deutschen Rechts werden die
Voraussetzungen eines Verwaltungsaktes bei der Ertei-
lung geprüft. Daher darf eine Niederlassungserlaubnis
aufgrund der nachträglichen Nichterfüllung der Lebens-
unterhaltssicherung nicht zurückgenommen werden. Das
muss auch der Union klar sein. So hat der Fraktionsvize
der Union Günter Krings erklärt,

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Sehr guter 
Mann!)

dass eine unbefristete Niederlassungserlaubnis nicht mit
einem Vorbehalt gewährt werden könne.

Äußerungen der CSU im Sinne einer Einwanderung
in die Sozialsysteme sind nichts anderes als populisti-
sche Stammtischpolitik, liebe Freundinnen und Freunde.
Solche Äußerungen tragen Mitschuld daran, dass
Deutschland das Image einer geschlossenen Gesellschaft
hat. Das Signal an die ausländischen Fachkräfte ist ziem-
lich negativ. Darum ist zu befürchten, dass sie weiter ei-
nen großen Bogen um unser Land machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb verdient die Bundesregierung eindeutig eine
Rote Karte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Eine Schwalbe macht noch keinen Sommer. Die
Blaue Karte reicht nicht aus, um die klugen Köpfe aus
dem Ausland nach Deutschland zu holen. Von der Visa-
vergabe in den Konsulaten bis zu den Ausländerbehör-
den brauchen wir dringend einen Wandel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Viele an einem Studium Interessierte aus dem Ausland
bekommen von deutschen Hochschulen eine Zusage, je-
doch scheitert die Einwanderung an den Konsulaten.

Manche Konsulate denken, dass sie die Studierfähigkeit
eines Bewerbers besser bewerten können als unsere Uni-
versitäten. Das ist hirnrissig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Die restriktive Visavergabe in den Konsulaten muss ge-
ändert werden.

Ein großes Potenzial für uns sind die ausländischen
Studienabsolventen in Deutschland, was auch Sie betont
haben, Herr Schröder. Sie können gut Deutsch und ha-
ben sich hier eingelebt. Deutschland kann sie aber nicht
halten. Ein Bericht der OECD legt dar, dass nur etwa je-
der vierte der internationalen Studierenden nach Ab-
schluss seines Studiums in Deutschland bleibt.

Der erste Besuch in der Ausländerbehörde ist eine
große Herausforderung für die frisch Eingewanderten.
Ich spreche hier von meinen Erlebnissen und von den
Erlebnissen von Menschen, denen es heute immer noch
so geht. Dort erwartet sie ein Bürokratiemonster: die
strengen Regeln unseres Zuwanderungsgesetzes. Des-
halb muss die Bürokratie in den Ausländerbehörden ab-
gebaut und das Personal interkulturell geschult werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

In der letzten Sitzungswoche hat die Bundesregierung
erneut gezeigt, dass sie ein modernes Einbürgerungsge-
setz scheut. Wir Grüne plädieren für eine einladende
Einwanderungspolitik für ausländische Fachkräfte. Da-
für brauchen wir ein modernes und transparentes Aus-
wahlverfahren mit einem Punktesystem. Dafür setzen
wir uns schon seit Jahren ein. Selbstverständlich müssen
die Möglichkeiten für eine humanitäre Einwanderung
weiterhin vorhanden sein. Die Einwanderung von Fach-
kräften wird für die politischen Parteien ein Lackmus-
test.

Wir müssen entscheiden, ob wir ein weltoffenes und
modernes Deutschland in einer globalisierten Welt sein
wollen. Ich wünsche mir, dass Einwanderinnen und Ein-
wanderer willkommen geheißen und als gleichberech-
tigte Bürger anerkannt werden. Einwanderinnen und
Einwanderer müssen als Teil der Gesellschaft akzeptiert
werden. Die Union muss ihre ideologischen Scheuklap-
pen endlich absetzen

(Uwe Schummer [CDU/CSU]: Sie rennen of-
fene Türen bei uns ein!)

und mit Vernunft das Zuwanderungsgesetz grundlegend
reformieren.

Vielen herzlichen Dank für Ihre Geduld.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Nachdem wir uns hier ein bisschen mit der Exegese

des Wortes „hirnrissig“ beschäftigt haben und Sie, Herr
Kilic, eine Sache und nicht eine Person als solche be-
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zeichnet haben, waren wir gemeinsam der Meinung,
dass es möglich ist, dieses Wort hier zu verwenden.

(Memet Kilic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das bezieht sich auf das Verfahren!)

Jetzt gebe ich das Wort dem Kollegen Hans-Peter
Uhl.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Hans-Peter Uhl (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine verehrten Kolleginnen und

Kollegen! Wir diskutieren heute über einen Gesetzent-
wurf der Bundesregierung; wir befinden uns in der ers-
ten Lesung über die Umsetzung der Richtlinie für Hoch-
qualifizierte aus Drittstaaten. Herr Kollege Kilic, Sie
meinten, Sie müssten der Bundesregierung dieserhalben
die Rote Karte zeigen. Ich empfehle, dies besser nicht zu
tun,

(Zurufe von der SPD und vom BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Wie überraschend! – Was für
eine Überraschung! – Steffen Kampeter
[CDU/CSU]: Das ist eine gute Analyse, Herr
Kollege!)

weil wir Sie vielleicht noch überraschen werden. Mögli-
cherweise können wir diesen Gesetzentwurf im Laufe
des Gesetzgebungsverfahrens noch umändern.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ah!)

Es gibt ja den bekannten Spruch Ihres ehemaligen Frak-
tionskollegen: Kein Gesetz geht so aus dem Parlament
raus, wie es reingekommen ist. Das gilt auf jeden Fall
für dieses Gesetz.

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Das ist das 
Uhl’sche Paradoxon!)

– So ist es. – Das gilt auch für dieses Gesetz, und das ist
gut so. Wir kennen unser Selbstbewusstsein. Selbst der
Parlamentarische Staatssekretär Kampeter kann sich gut
an die Zeit erinnern, in der er noch nicht in der Regie-
rung war und selbstbewusst auf diesem Recht bestanden
hat.

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Sehr wahr, 
Herr Kollege!)

Lieber Herr Kilic, wir sollten bitte diese alten Schall-
platten nicht immer wieder auflegen, dass jeder Auslän-
der, wenn er eine Ausländerbehörde in irgendeiner Kom-
mune Deutschlands betritt, mit irgendwelchen demüti-
genden Verhaltensmustern konfrontiert wird. Erstens ist
dem nicht so, und zweitens könnten wir das Ganze,
wenn es denn so wäre, nicht mit Paragrafen ändern. Es
ist vielmehr eine Frage des zwischenmenschlichen Um-
gangs in einer Behörde. Das muss die dortige Behörden-
leitung erledigen, wir können es von hier aus nicht än-
dern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir werden durch die Umsetzung der Bluecard-
Richtlinie sehr viel zur Verbesserung im Bereich Ar-

beitskräftemangel beitragen, wobei wir wissen, dass die-
ses Problem nicht allein durch Zuwanderung zu lösen
ist. Uns ist bewusst, dass wir uns zunächst einmal – da
haben Sie vollkommen recht, Frau Kolbe – Gedanken
um die Arbeitslosen in Deutschland machen müssen.

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Sehr richtig!)

Wir müssen dafür sorgen, dass wir die Arbeitslosen bei
uns in Deutschland in Lohn und Brot bringen. Es gab
– da wird auch die Opposition zustimmen müssen –
noch nie so wenige Arbeitslose wie in diesem Februar;

(Zuruf der Abg. Brigitte Pothmer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

das ist die niedrigste Zahl seit 21 Jahren. 3,1 Millionen
Arbeitslose – in 21 Jahren hat es so etwas nicht gegeben.
Und dennoch müssen wir uns um diese 3,1 Millionen
Arbeitslosen kümmern.

Weiterhin müssen wir das Fachkräftepotenzial stär-
ken, indem wir junge Menschen gut ausbilden und die
Kenntnisse bei den älteren Menschen reaktivieren. Der
Zugang zum Arbeitsmarkt ist für diejenigen Frauen zu
erleichtern, die zugleich erziehende Funktionen haben.
Außerdem sollten wir uns noch mehr um die Menschen
mit Migrationshintergrund kümmern, die in Zeiten zu
uns gekommen sind, als die Zuwanderung noch so gut
wie nicht geregelt war.

Genau das ist ja unser Problem: Jahrzehntelang war
die Zuwanderung weitgehend ungeregelt.

(Aydan Özoğuz [SPD]: Das wollten Sie ja so!)

Damals kamen sehr viele im Grunde überwiegend un-
qualifizierte Menschen zu uns, insbesondere durch den
Familiennachzug,

(Aydan Özoğuz [SPD]: Die waren an-
geworben!)

und wir gingen davon aus, dass sich die Integration
schon irgendwie von selbst erledigt. Wir haben also billi-
gend in Kauf genommen, dass Integration zur Glückssa-
che wurde. Das war ein schwerer Fehler, ausgeübt durch
Unterlassung, und zwar jahrzehntelang. Dafür sind wir
alle mitverantwortlich.

Das müssen wir jetzt reparieren. Nachholende Inte-
gration nennt man das. Das kostet Millionen. Deshalb
sollte niemand erzählen, dass jede Form von Migration
für den Staat ein Geschäft sei. Für den Staat ist das nie-
mals ein Geschäft. Allenfalls der eine oder andere Ar-
beitgeber kann ein Geschäft mit willigen und billigen
ausländischen Arbeitskräften machen. Der Staat kann
niemals ein Geschäft mit Migration machen. Für den
Staat ist Migration immer sündhaft teuer. Das müssen
wir uns alle immer wieder bewusst machen.

(Aydan Özoğuz [SPD]: Das ist doch Blödsinn! –
Brigitte Pothmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist Käse!)

– Das ist kein Käse, Frau Kollegin, sondern das ist wahr.

Wir sollten uns allerdings über eine Frage Gedanken
machen, bei der das Ausländerrecht eigentlich keine
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Rolle spielt: Warum verlassen so viele Hochqualifizierte
– deutsche Ärzte, Ingenieure und Wissenschaftler – das
Land? Das kann ja nicht am Ausländerrecht liegen. Wa-
rum also? Da muss doch an den anderen Rahmenbedin-
gungen der Beschäftigung etwas nicht stimmen. Das
heißt, wir müssen die Wirtschaft mehr in die Verantwor-
tung nehmen, damit sie die Rahmenbedingungen für die
Hochqualifizierten attraktiver macht, sodass sie hierblei-
ben und nicht ihr Glück im Ausland suchen.

Der Gesetzentwurf ist ein Baustein; er geht in die
richtige Richtung. Wir werden etwas für Hochschulab-
solventen tun. Auch hier – Herr Kollege Kilic, ich mache
Sie darauf aufmerksam – tun wir etwas für die Studen-
ten, die hier studieren: Sie können während des Stu-
diums mehr für ihr Studium dazuverdienen, indem wir
die zulässige Arbeitszeit verdoppeln.

(Memet Kilic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist gut!)

Wir wollen denen, die in Deutschland ein Studium abge-
schlossen haben, auch die Möglichkeit geben, einen Ar-
beitsplatz zu suchen; während dieser Arbeitsplatzsuche
sollen sie über einen längeren Zeitraum arbeiten können.

(Memet Kilic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ein Jahr! Das ist geltendes Recht!)

Auch hier wollen wir einiges verbessern.

Ich glaube überhaupt, dass wir auf den Bundesrat hö-
ren sollten. Da gibt es eine ganze Reihe von Anregun-
gen. Dieses Gesetz muss mit Zustimmung der Länder er-
gehen. Der Bundesrat hat schon eine Fülle von weiteren
Verbesserungsvorschlägen gemacht; wir werden sie alle
in dem jetzt kommenden Verfahren, vor der zweiten und
dritten Lesung, auf uns wirken lassen und den einen oder
anderen Vorschlag übernehmen.

Ich glaube, die Analyse ist richtig, dass wir einen gro-
ßen Mangel an Fachkräften haben und wir uns deswegen
auch im Ausland umschauen müssen, natürlich zunächst
im europäischen Ausland. In Spanien liegt die Arbeits-
losenquote unter Jugendlichen bei annähernd 50 Pro-
zent. Da müssen wir uns natürlich im Sinne der europäi-
schen Solidarität zuerst in solchen Ländern umschauen,
darüber hinaus aber auch in Drittstaaten; das ist selbst-
verständlich.

Wir werden bei Mangelberufen – Frau Kolbe, da la-
gen Sie mit Ihren Äußerungen nicht ganz richtig – dafür
sorgen, dass Lohndumping nicht möglich ist. Wir wer-
den nämlich bei Mangelberufen auch bei Senkung der
Verdienstgrenze eine Vergleichbarkeitsprüfung im Hin-
blick auf die Arbeitsbedingungen vornehmen. Es ist
wichtig, dass wir dem Wunsch mancher Arbeitgeber
nach willigen und billigen Ausländern nicht nachgeben.
Wir haben beim Umgang mit diesem Thema also schon
die nötige Sensibilität.

Insgesamt ist also Folgendes zu beachten:

Erstens. Unsere eigenen Arbeitslosen müssen geschützt
werden und qualifiziert werden, um einer Arbeit nachge-
hen zu können.

Zweitens. Wir kümmern uns um die Arbeitslosen in
der Europäischen Union.

Drittens. Erst danach suchen wir uns Fachkräfte aus
Drittstaaten, aus dem weiteren Ausland.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Swen Schulz hat jetzt das Wort für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Swen Schulz (Spandau) (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Um dem
Fachkräftemangel zu begegnen, müssen wir zweierlei
tun: Wir müssen als Erstes die Bildungschancen der
Menschen, die hier leben, verbessern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN – Hartfrid Wolff [Rems-Murr]
[FDP]: Insbesondere in SPD-geführten Län-
dern!)

Selbst wenn wir das jetzt sofort tun würden und eine per-
fekte Bildungspolitik machen würden, wovon die Regie-
rungskoalition weit entfernt ist,

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Unwahr! Un-
sachlich!)

würde das allen Prognosen zufolge nicht ausreichen.

Wir brauchen darüber hinaus zweitens die Zuwande-
rung von qualifizierten Fachkräften aus dem Ausland.

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Deswegen 
machen wir ja dieses Gesetz!)

Darum brauchen wir die entsprechenden Rahmenbedin-
gungen. Wir müssen als Arbeitsstandort attraktiv wer-
den; wir müssen eine Willkommenskultur etablieren.

Nun wissen wir natürlich, dass das eine politische
Herausforderung ist; denn jahrzehntelang ist uns von
vielen Leuten erzählt worden, wie schwierig das mit der
Zuwanderung sei, was das für eine Belastung sei und
welche Schwierigkeiten es bei der Integration gebe. Hier
geht es um eine politische Thematik, der wir uns stellen
müssen. Wir müssen trotzdem, auch gegen diesen Trend,
klar erkennen und es den Leuten auch sagen: Wir benöti-
gen Zuwanderung aus dem Ausland, um unsere Wirt-
schaft weiter voranzubringen und unseren Sozialstaat
perspektivisch weiter finanzieren zu können.

(Beifall des Abg. Dr. Ernst Dieter Rossmann 
[SPD])

SPD und Grüne haben sich dieser Herausforderung
schon vor langer Zeit gestellt. Die Regierung Schröder
war es, die 2002 das Zuwanderungsgesetz beschlossen
hat, damals hart bekämpft von CDU und CSU im Deut-
schen Bundestag und im Bundesrat;

(Iris Gleicke [SPD]: Das ist leider wahr!)
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wir erinnern uns sehr gut daran. Ich will aber jetzt nicht
noch einmal die alten Schlachten führen, sondern nur da-
rauf hinweisen, dass das bis heute nachwirkt und ein
Stück weit ein Problem ist. Denn die damalige Denke
bei der CDU/CSU gibt es, jedenfalls in Teilen der Union,
immer noch; sie wirkt immer noch nach. Darum ist die
Politik der Koalition in diesem Feld auch so halbherzig,
so widersprüchlich und eben auch zögerlich.

(Josef Philip Winkler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie hat sich sogar immer gegen die
Deutschkurse ausgesprochen, weil das so teuer
sei!)

Das sieht man auch in diesem Gesetzentwurf. Minis-
ter Rösler hat gesagt, dieser Gesetzentwurf sei ein Quan-
tensprung in der Zuwanderungspolitik.

(Zuruf von der FDP: Recht hat er!)

Bei so einer Wortwahl – Sprung – denke ich unwillkür-
lich an eine Raubkatze, die elegant und dynamisch nach
vorne schnellt.

(Uwe Schummer [CDU/CSU]: Jetzt keine Po-
lemik! Das ist unter Ihrem Niveau, Herr
Schulz! Das brauchen Sie doch nicht! – Steffen
Kampeter [CDU/CSU]: Gestern noch vor dem
Bundesverfassungsgericht und heute so abglei-
ten!)

Aber wenn man sich das ganze Verfahren anschaut
und sich ansieht, was im Gesetzentwurf enthalten ist,
kommt man zu dem Ergebnis, dass die Bundesregierung
das Bild eines schläfrigen Bernhardiners abgibt, der an-
geschoben werden muss, damit überhaupt irgendetwas
passiert.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN –
Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Sie dürfen
nicht von sich auf andere schließen! – Weitere
Zurufe von der CDU/CSU und der FDP)

Das fängt schon damit an, dass die Umsetzung der
Richtlinie mit großem Zeitverzug passiert.

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Was haben
Sie heute Morgen zum Frühstück getrunken,
Herr Kollege?)

Die Richtlinie ist von 2009, wir sind heute im Jahr
2012, und Sie kommen erst jetzt mit dem Gesetzentwurf.

Was die Inhalte angeht, gibt es jede Menge Leerstel-
len. Das hat Ihnen – der Kollege Uhl hat dankenswerter-
weise darauf hingewiesen – der Bundesrat auch ins
Stammbuch geschrieben. Ich will nur einige Beispiele
nennen: Es fehlt zum Beispiel die Verbesserung der Zu-
verdienstmöglichkeiten für ausländische Studierende.
Der Bundesrat hat gesagt: Da müssen wir etwas machen.
Die Bundesregierung hat in ihrer Stellungnahme dan-
kenswerterweise gesagt: Ja, okay, wir stimmen zu. – Also
hoffen wir, dass dies in den Beratungen im Deutschen
Bundestag von der Regierungskoalition auch aufgenom-
men wird.

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Selbstver-
ständlich! – Zuruf von der FDP: Sie werden
positiv überrascht sein!)

Es fehlt die Verlängerung der Frist für die Arbeits-
platzsuche für die Absolventen. Die Bundesregierung
hat gesagt: Das müssen wir prüfen. – Also ein weiterer
Debattenpunkt. Es fehlt die vereinfachte Definition der
Angemessenheit der Arbeit. Die Bundesregierung hat
gesagt: Das lehnen wir ab. – Noch ein Diskussionspunkt
für die Ausschüsse. Es fehlt die Ermöglichung der
Selbstständigkeit von Absolventen. Die Bundesregie-
rung hat gesagt: Wir prüfen. – Also müssen wir auch da
in den Beratungen im Deutschen Bundestag weiter vo-
rankommen.

(Zuruf von der FDP: Ein Glück, dass es im Innen-
ausschuss stattfindet und nicht bei Ihnen!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der Bern-
hardiner-Koalition,

(Gisela Piltz [FDP]: Das nehme ich Ihnen
schon übel! Ich will nur mal sagen: Ich bin
Schütze und nicht Bernhardiner! – Zuruf von
der FDP: Bernhardiner retten Leben, Herr Kol-
lege!)

es ist wirklich schwer und mühsam, mit Ihnen da Fort-
schritte zu erreichen.

Da sind dann auch noch richtige „Klopper“ drin. Ein
starkes Stück ist das Thema „Niederlassungserlaubnis“.
Die Bundesregierung schlägt mit dem Gesetzentwurf
vor, dass die Niederlassungserlaubnis nachträglich ent-
zogen werden kann. Was ist denn das für eine Botschaft?
Sie sagen damit den Leuten: Ihr könnt hier jahrelang
brav arbeiten, Steuern zahlen, Arbeitsplätze schaffen
und sichern, aber wenn es ein Problem gibt, dann raus
mit euch. – Das ist doch das Gegenteil von Willkom-
menskultur.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, Sie kommen bitte zum Ende.

Swen Schulz (Spandau) (SPD):
Ich komme jetzt zum Ende.

Ich glaube, dass an diesem Gesetzentwurf noch eine
ganze Menge getan werden muss. Wir jedenfalls werden
in den Ausschussberatungen versuchen, diese Bernhar-
diner-Koalition noch ein ordentliches Stück weiter anzu-
schieben, damit etwas Ordentliches daraus wird.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Memet 
Kilic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Serkan Tören hat jetzt das Wort für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Serkan Tören (FDP):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Schulz, Sie haben zwar den Begriff „Quantensprung“
kritisiert, aber er ist richtig in diesem Zusammenhang.
Wir sorgen dafür, dass der Wettbewerb um die besten
Köpfe weltweit begonnen wird und vernünftig funktio-
niert. Das war in Ihrer Regierungszeit gar kein Thema.
Auch darauf muss man hinweisen.

Ich kann mich an eine Rede des ehemaligen Kollegen
Scholz – jetzt Erster Bürgermeister in Hamburg – erin-
nern, der gesagt hat, die bestehenden Voraussetzungen
reichten völlig aus, um den Wettbewerb um die besten
Köpfe weltweit zu bestehen. Es gebe gar keinen Hand-
lungsbedarf auf gesetzlicher Ebene. Sie sagen heute et-
was anderes. Irgendwie müssen Sie da in Ihrer Fraktion
zu einer einheitlichen Meinung kommen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ja, Deutschland braucht Zuwanderung. Es ist rechne-
risch abenteuerlich, wenn behauptet wird, dem demogra-
fischen Wandel und dem Fachkräftebedarf könnten wir
auch ohne eine solche begegnen. Natürlich müssen wir
auch im Inland etwas tun. Natürlich müssen wir Arbeits-
lose weiterqualifizieren, uns um Mütter kümmern und
die Voraussetzungen dafür schaffen, dass einerseits die
Entscheidung für die Familie gelebt werden kann, ande-
rerseits aber eine Frau auch ihren Beruf ausüben kann.
Natürlich müssen wir auch Ältere aktivieren. Wir brau-
chen eine Bildungsoffensive auch für ältere Generatio-
nen.

Aber es ist nicht nur sachlich falsch, sondern auch ge-
fährlich, die Alternativen gegeneinander auszuspielen.
Wir brauchen eben auch Zuwanderung von qualifizier-
ten und hochqualifizierten Menschen aus dem Ausland.
Das müssen wir den Bürgern auch offen sagen. Dies ist
eine besondere und wichtige Verantwortung gerade in
diesen Zeiten; denn es geht um nichts Geringeres als um
das gesellschaftliche Klima und – ein anderer Kollege
hat das auch gesagt – um die Willkommenskultur. Es ist
schlichtweg eine Illusion, zu glauben: Alle gut ausgebil-
deten Fachkräfte warten nur darauf, in Deutschland le-
ben und arbeiten zu können, hier Steuern zahlen und ihre
Kinder in die Schule schicken zu können. Das zeigen
nicht zuletzt die Zahlen, die uns über die zugewanderten
Arbeitskräfte aus Osteuropa seit dem 1. Mai 2011 vorlie-
gen.

(Josef Philip Winkler [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sehr richtig!)

Wir reden seit längerer Zeit von der sogenannten
Willkommenskultur. Das ist ein wunderbarer Begriff,
wie ich finde, aber jetzt muss er auch mit Leben erfüllt
werden. Die Bluecard ist ein wichtiger Schritt, die neuen
Realitäten anzuerkennen und Deutschland als modernes
und offenes Land zu präsentieren. So ermöglicht es die
Bluecard auch den Ehepartnern, direkt und ohne Vor-
rangprüfung ebenfalls in Deutschland eine Arbeit aufzu-
nehmen. Das entspricht den Ansprüchen und heutigen
Realitäten von vielen Akademikern weltweit.

Auch in Bezug auf ausländische Absolventen deut-
scher Hochschulen wollen wir im Rahmen der Bluecard-
Umsetzung etwas tun. Die Zahl der ausländischen Stu-
dierenden ist erfreulich hoch, allerdings verlassen uns
die meisten nach dem Abschluss wieder. Das sind Men-
schen, die hier studiert haben, die die Sprache beherr-
schen und gerne in Deutschland leben und arbeiten
möchten. Mit Verlaub, diese jungen Menschen wieder
ziehen zu lassen und nicht mit allen Mitteln im Land zu
halten, ist mehr als unklug. Künftig sollen diese Hoch-
schulabsolventen im ersten Jahr der Arbeitsplatzsuche
unbeschränkt arbeiten und so leichter in das Berufsleben
starten können.

Für uns Liberale geht es bei einer Willkommenskultur
um Unvoreingenommenheit gegenüber Kultur und Reli-
gion. Das ist für eine offene und intakte Gesellschaft ge-
nauso essenziell wie Verantwortungsübernahme, Leis-
tungsbereitschaft und Rechtstreue.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die Menschen, die über die Bluecard zu uns kommen,
werden einen wichtigen wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Beitrag für Deutschland leisten.

Die wesentliche Herausforderung wird darin beste-
hen, für Deutschland als lebenswertes und weltoffenes
Land zu werben und das Wort „Willkommenskultur“ mit
Leben zu erfüllen. Nur dann werden wir im Wettbewerb
um die klügsten Köpfe erfolgreich sein.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Jetzt hat das Wort Tankred Schipanski für die CDU/

CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Patrick Kurth [Kyffhäuser] [FDP]: Guter
Mann!)

Tankred Schipanski (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Als Vertreter des Bildungs- und Forschungsaus-
schusses in dieser Debatte gilt als Erstes mein Dank un-
seren Innenpolitikern; denn wir haben gemeinsam dieses
wichtige Themenfeld bearbeitet und einen guten Gesetz-
entwurf auf den Weg gebracht. Die Forschungspolitiker
hatten sich seinerzeit an unseren innenpolitischen Spre-
cher Hans-Peter Uhl gewandt und ihm Vorschläge zur
Etablierung einer Willkommenskultur für Hochqualifi-
zierte unterbreitet; das ist übrigens ein Begriff, den un-
sere Bundesministerin Annette Schavan geprägt hat. In
einer gemeinsamen Arbeitsgruppe mit Innenpolitikern
und Wirtschafts-, Sozial- und Forschungspolitikern ha-
ben wir uns in der Koalition auf Eckpunkte geeinigt, von
denen sich zahlreiche im heute vorliegenden Gesetzent-
wurf wiederfinden. Das ist ein gelungenes Beispiel da-
für, wie wir in der parlamentarischen Arbeit große The-
menkomplexe wie den Fachkräftebedarf in Deutschland
ganz zielgerichtet bearbeiten.
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Der vorliegende Gesetzentwurf gilt nicht nur der Um-
setzung der EU-Richtlinien, sondern er setzt wesentlich
breiter an. Da wir einen breiteren Ansatz gewählt haben,
darf man die abgelaufene Frist zur Umsetzung dieser
Richtlinie auch nicht ständig überbewerten, lieber Herr
Schulz und liebe Frau Kolbe; denn wir alle in diesem
Haus kennen die Rechtsprechung zu nicht fristgerecht
umgesetzten Richtlinien. Den Bürgern sind hier keine
Nachteile entstanden.

Zunächst haben wir die Auswirkung der vollen Freizü-
gigkeit für osteuropäische Arbeitnehmer auf den deut-
schen Arbeitsmarkt, welche seit dem 1. Mai 2011 gilt, ab-
gewartet, um dann zu entscheiden, in welchen Bereichen
und in welchem Maß Erleichterungen bei der Zuwande-
rung notwendig sind. „Qualifizierung vor Zuwanderung“
und „Schaffung einer Willkommenskultur“ – das sind die
Schlüsselbereiche, von denen wir uns in dieser Debatte
über den Fachkräftebedarf in Deutschland leiten lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ziel der EU-Hochqualifizierten-Richtlinie sind ein
erleichtertes Verfahren für die Zulassung hochqualifi-
zierter Drittstaatsangehöriger sowie die Schaffung at-
traktiver Aufenthaltsbedingungen für hochqualifizierte
Arbeitnehmer und ihre Familienangehörigen. Mit dem
Gesetz wollen wir einen neuen Aufenthaltstitel schaffen
und die sogenannte Bluecard einführen; die detaillierten
Regelungen hat unser Staatssekretär Ole Schröder be-
schrieben.

Darüber hinaus senken wir die Einkommensgrenze
von 66 000 Euro auf 48 000 Euro im Jahr für die Ertei-
lung einer Niederlassungserlaubnis speziell an hochqua-
lifizierte Spezialisten und leitende Angestellte. Aber wir
verlangen – das ist richtigerweise angesprochen worden –,
dass man innerhalb der ersten drei Jahre nicht arbeitslos
werden darf. Ich finde es unverantwortlich, dass Frau
Kolbe wegen dieser Regelung, wegen dieser Absenkung
Ängste schürt. Ich nenne noch einmal unser Motto: Qua-
lifizierung vor Zuwanderung und Schaffung einer Will-
kommenskultur.

Über diese Richtlinie hinaus verbessern wir die Auf-
enthaltsbedingungen für ausländische Studenten an deut-
schen Hochschulen. Das ist ein Herzensanliegen der
Forschungspolitiker der Koalition.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

So haben diese Studenten während ihrer einjährigen Su-
che nach einem angemessenen Arbeitsplatz einen unein-
geschränkten Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt. Das
heißt, sie können neben der Jobsuche arbeiten. Das ist
eine ganz wichtige Neuerung. Die Studenten erhalten
bereits nach zwei Jahren in einer versicherungspflichti-
gen Beschäftigung ihre Niederlassungserlaubnis und
nicht erst nach fünf Jahren. Außerdem erhalten die Fa-
milienangehörigen der ausländischen Absolventen von
Anfang an einen uneingeschränkten Arbeitsmarktzu-
gang.

Dieser Gesetzentwurf enthält weitere ganz entschei-
dende Vereinfachungen hinsichtlich des Aufenthaltstitels

der Forscher, § 20 Aufenthaltsgesetz. Eine ganz wichtige
Neuerung nehmen wir zudem in § 27 der Beschäfti-
gungsverordnung vor: Künftig können ausländische
Fachkräfte, die in Deutschland eine Berufsausbildung in
einem staatlich anerkannten Beruf absolviert haben, im
Anschluss daran einen Aufenthaltstitel erhalten, um in
diesem Beruf zu arbeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Aus Sicht der Bildungspolitiker unserer Koalition ist es
wünschenswert, diesbezüglich ebenfalls eine einjährige
Suchphase nach Abschluss einer Ausbildung einzuräu-
men, damit ein angemessener Arbeitsplatz gefunden
werden kann. Ich freue mich, dass der Kollege Schulz
von der SPD diesen Punkt aufgegriffen hat. In dieser Sa-
che sind wir uns anscheinend einig.

Wir Bildungspolitiker wünschen uns ferner, dass in
den nun anstehenden Beratungen noch einmal ein Blick
auf § 16 Abs. 3 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes geworfen
wird. Das hat Kollege Uhl bereits angesprochen. Es geht
dabei um die Nebenerwerbsmöglichkeiten von ausländi-
schen Studierenden. Wir denken, man sollte diese aus-
weiten. Nach gegenwärtiger Regelung kann eine Be-
schäftigung an 90 Tagen bzw. 180 halben Tagen ausgeübt
werden. Wir können uns sehr gut vorstellen, dies auf
120 Tage bzw. 240 halbe Tage zu erweitern.

Das so geänderte Gesetz bietet ausländischen hoch-
qualifizierten Fachkräften attraktive Zuwanderungs- und
Aufenthaltsbedingungen und eine bessere Perspektive
für einen dauerhaften Aufenthalt in Deutschland.

Lassen Sie mich feststellen, dass wir der Problematik
des Fachkräftebedarfs in Deutschland nicht nur mit die-
sem Gesetz begegnen. Das Hohe Haus hat unter Feder-
führung des Forschungsausschusses am 29. September
2011 das Berufsanerkennungsgesetz beschlossen. Mit
diesem Gesetz erhalten Zugewanderte ab dem 1. April
dieses Jahres einen Rechtsanspruch darauf, dass ihre im
Ausland erworbene Berufsqualifikation auf Gleichwer-
tigkeit zur deutschen Referenzqualifikation überprüft
wird. Dieses Gesetz ist ein Meilenstein und ein wichti-
ges Signal für viele Migranten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Da unsere föderale Ordnung es nun einmal so will, gilt
dieses Gesetz aber nur für Berufe, die der Bund regeln
darf. Viele Berufe fallen aber in den Regelungsbereich
der Länder. So darf ich an dieser Stelle nochmals an die
Länder appellieren, endlich nachzuziehen und auch im
Landesrecht die Berufsanerkennung zu regeln.

Das Gesetz, über dessen Entwurf wir in erster Lesung
beraten, aber auch das Berufsanerkennungsgesetz sind
Grundsteine dafür, dass wir die Potenziale ausländischer
Fachkräfte für unsere Bildungsrepublik Deutschland so-
wie für unsere Volkswirtschaft besser nutzen können.
Diese Gesetze sind Ausdruck der gelebten Willkom-
menskultur, die die christlich-liberale Koalition in
Deutschland verwirklicht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Als letzte Rednerin zu diesem Debattenpunkt erteile

ich Kollegin Aydan Özoğuz für die SPD-Fraktion das
Wort.

(Beifall bei der SPD)

Aydan Özoğuz (SPD):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!

Ich befürchte, dass in dieser Debatte eine Sache nicht
verstanden worden ist – leider habe ich nur wenige Mi-
nuten, um dies zu verdeutlichen –: Wir haben es im Mo-
ment mit einer Situation zu tun – die FDP hat darauf hin-
gewiesen –, in der wir Menschen brauchen, die unser
Land attraktiv finden, die den Weg in unser Land suchen
und eine gute Ausbildung haben. Diese Menschen sollen
sagen: Von allen Ländern, die es gibt und die mir mitun-
ter tolle Angebote machen, suche ich mir Deutschland
aus. Ich gehe dorthin und will dort arbeiten.

Laut der Konsensgruppe „Fachkräftebedarf und Zu-
wanderung“ gibt es bei konstanter Erwerbsquote einen
prognostizierten demografisch bedingten Rückgang des
Erwerbspersonenpotenzials um 6,7 Millionen bis 2025.
Man kann sicherlich mit Zahlen spielen. Aber wir befin-
den uns in dieser Situation. Daher kann ich nicht verste-
hen, dass Staatssekretär Schröder sich hier hinstellt und
viele Fragen stellt, etwa die Frage, ob es einem Hoch-
qualifizierten ermöglicht werden soll, seine Frau mitzu-
bringen, oder ob es vielleicht auch wichtig wäre, dass er
hier mit seinen Kindern gut leben kann. Das ist in der
heutigen Welt für hochqualifizierte Menschen selbstver-
ständlich.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Tankred Schipanski [CDU/
CSU]: Lesen Sie das Gesetz, da steht es!)

Die Konkurrenz ist riesengroß. Wir haben ein funda-
mentales Interesse. Ich glaube, diesen Perspektivwechsel
müssen wir endlich vollziehen.

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Das haben
wir bei der SPD heute nicht gehört! Sie sollten
einmal die Frau Kolbe fragen! Die hat hier
Ängste geschürt!)

– Ich kann viele Menschen zitieren, die hier Ängste
schüren.

Das ist ein gutes Stichwort, Herr Schipanski; denn ich
glaube, dass einige in der Union und insbesondere in der
CSU – die Zeit reichte nicht, um alle Zitate aufzuzählen –
tatsächlich ein Problem haben. Immer dann, wenn Sie
über die Zuwanderung qualifizierter Kräfte sprechen, sa-
gen sie ganz schnell: Wir wollen keine Menschen, die in
unsere Sozialsysteme eindringen.

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Das ist 
doch legitim!)

Dann mischen sich sofort zwei Mythen miteinander. Es
ist wichtig, damit aufzuräumen. Es war Deutschland, das
ungelernte Arbeitskräfte als sogenannte Gastarbeiter an-
geworben und hierher geholt hat. Es war gewollt, dass
sie keine Hochschulabschlüsse haben; denn Hochschul-

absolventen hätten die Arbeit, die damals gemacht wer-
den sollte, auch nicht verrichtet.

(Josef Philip Winkler [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das war nicht ungeregelt!)

Wir waren diejenigen, die irgendwann einmal – das hat
erst mit Rot-Grün begonnen – gesagt haben: Wir müssen
dem Ganzen Regeln geben. Wir brauchen Sprachkurse
und ein Zuwanderungsgesetz. Ich erinnere mich noch
gut, dass Sie, meine Damen und Herren von der Koali-
tion, damals Schreckensbilder an die Wand gemalt ha-
ben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich finde, das gehört ein bisschen zum Geschichtsbe-
wusstsein dazu.

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Warum ma-
chen Sie es bei den Hochqualifizierten?)

Wir sprechen heute über Studierende. Ich kann mich
an Debatten erinnern, in denen gesagt wurde, es stimme
doch gar nicht, dass Studierende das Land verlassen
müssten, wenn sie fertig seien. Das war Realität in die-
sem Land. Menschen durften hierher kommen, um zu
studieren oder eine Ausbildung zu machen. Aber an dem
Tag, an dem sie exmatrikuliert wurden, mussten sie ge-
hen. Es war die linke Seite des Hauses, die das geändert
hat und gesagt hat: Gebt denen doch einmal eine
Chance, bei uns zu arbeiten und einen Job zu finden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Tankred Schipanski [CDU/
CSU]: Das haben wir doch gar nicht kritisiert!)

Es ist richtig – das hat das Hamburg Welcome Center
herausgefunden –, die Zeiten auszuweiten, weil mitunter
ein Jahr nicht reicht. Die nun vorgesehenen 18 Monate
stellen einen wichtigen Schritt dar. Das hat der Bundes-
rat zu Recht unterstrichen. Wir brauchen eine richtige
Willkommenskultur in diesem Land und einen anderen
Blick auf das Thema Zuwanderung, die eine große Be-
reicherung bedeuten kann, wenn man es denn mit Herz
macht.

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Frau Kollegin, Sie müssen bitte zum Ende kommen.

Aydan Özoğuz (SPD):
Das bin ich jetzt.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzent-
wurfs auf Drucksache 17/8682 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es
dazu anderweitige Vorschläge? – Das ist nicht der Fall.
Dann ist die Überweisung so beschlossen.
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